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Vorblatt 


Deutsch-Österreichisches Abkommen über Abgaben- 
freiheit von Fernmeldeanlagen 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Zur Verbesserung der Rundfunk- und Fernsehversorgung der 
Grenzbevölkerung ist es bisweilen notwendig, Umsetzeranlagen 
auf fremdem Staatsgebiet zu errichten. Ähnliches gilt für Flug- 
sicherungsanlagen. 


B. Lösung 

Unter Wahrung der Gegenseitigkeit wird auf die Erhebung von 
Ein- oder Ausgangsabgaben, die in diesem Zusammenhang ge- 
schuldet wären, verzichtet. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Sachgebiet 611 


Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 28. Juni 1971 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich über 
die Gewährung von Abgabenfreiheit für Fernmeldeanlagen im 

Grenzgebiet 

— Drucksache VI/2982 — 


A. Bericht des Abgeordneten Porzner 


Der Gesetzentwurf wurde in der 162. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 19. Januar 1972 dem 
Finanzausschuß zur Beratung überwiesen. Der Aus- 
schuß hat sich am 26. Januar 1972 mit der Vorlage 
befaßt. 

Das Abkommen sieht einen Verzicht auf Abgaben- 
erhebungen im Zusammenhang mit der Errichtung 
von Rundfunk-, Fernseh- und Flugsicherungsanlagen 
auf dem Gebiet des Nachbarstaates vor. Dabei ist 
der Grundsatz der Gegenseitigkeit voll gewahrt. 

Der Ausschuß empfiehlt, dem Vertrag zuzustim- 
men. 


Bonn, den 28. Januar 1972 


Porzner 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2982 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 28. Januar 1972 


Der Finanzausschuß 


Porzner 

Berichterstatter 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 
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